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EINLEITUNG 

Der Begriff des Extremismus hat sich - trotz oder gerade wegen seiner ver-
gleichsweise bescheidenen begriffsgeschichtlichen Vorprägung - in Deutsch-
land einen festen Platz im politischen Vokabular erobert. Als antithetischer Sam-
melbegriff zu konstitutionell-demokratischen Strömungen findet er sowohl in 
der einschlägigen Rechtsprechung als auch in der politikwissenschaftlichen For-
schung Anwendung. Damit steht er in der Tradition negativer Verfassungsbegrif-
fe, die seitAristoteles über die Jahrhunderte hinweg die wechselvolle Diskussion 
um die beste Staatsform bestimmten. So unterschiedlich die Vorstellungen über 
die Ausgestaltung dieser politischen Ordnung auch waren: Die meisten Autoren 
stimmten in der (wenn auch nicht selten nur verbalen) Ablehnung nackter Fremd-
bestimmung und Willkürherrschaft überein. "Tyrannis", "Despotismus", "Abso-
lutismus", "Diktatur", "Totalitarismus" lauten die Begriffe der Regimenlehre, 
die eben dies zum Ausdruck bringen. Ihr Gegenpol ist der auf Grundrechte und 
institutionelle Mechanismen der Machtkontrolle gegründete Verfassungsstaat, 
der Individuen und soziale Gruppen wirksam vor Übergriffen des Staates und an-
derer Bürger schützt. 

Der Begriff des politischen Extremismus hat sich nicht zufällig auf dem Boden 
konstitutioneller Regime entwickelt, setzt das Bild von den Extremen und der po-
litischen Mitte doch die Existenz eines sich halbwegs offen artikulierenden Spek-
trums politischer Strömungen voraus. Je weiter sich politische Kräfte von der 
Mäßigung verkörpernden Mitte entfernen, desto größer wird die Wahrscheinlich-
keit, daß ihnen grundlegende Prinzipien des demokratischen Verfassungsstaates 
aus dem Blick geraten oder gar als bekämpfenswert erscheinen. Extremistische 
Bewegungen stellen die Grundlagen konstitutioneller Demokratien in Frage und 
münden, wenn sie an die Macht gelangen, in Diktaturen unterschiedlicher ideo-
logischer Couleur. 

Die deutsche Geschichte ist reich an Erfahrungen mit extremistischen Kräften. 
Allein im 20. Jahrhundert hat das Land in der europäischen Mitte die Machtüber-
nahme einer rechts- (Nationalsozialisten 1933) und einer linksextremen (Kom-
munisten in der Sowjetischen Besatzungszone nach 1945) Bewegung erlebt. 
Schon aus diesem historischen Hintergrund erklärt sich die Aufmerksamkeit, die 
dem Phänomen des politischen Extremismus von der Gründung der zweiten 
deutschen Demokratie an in der Öffentlichkeit zuteil geworden ist. 

Daß der neugebildete Verfassungsstaat im westlichen Deutschland in vierzig 
Jahren seines Bestehens keine existenzgefährdende Krise zu bewältigen haben 
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würde, konnte 1949 niemand voraussehen. Weit in die sechziger Jahre hinein 
stieß Fritz Rene Allemanns Diktum "Bonn ist nicht Weimar" auf mehr skeptische 
als zustimmende Reaktionen. Unter dem Eindruck periodischer Resonanzgewin-
ne der extremen Rechten und Linken (SRP und KPD Anfang der fünfziger Jahre, 
NPD, K-Gruppen und Terrorismus seit der zweiten Hälfte der sechziger Jahre) 
waren besorgte Beobachter immer wieder geneigt, die sich vor dem Hintergrund 
des Wirtschaftswunders durchsetzende Lesart von der success story im westli-
chen Deutschland in Frage zu stellen. 

Dies ist auch nach der unverhofften Vereinigung der beiden deutschen Staaten 
wieder der Fall. Angesichts der Renaissance der extremen Rechten werden er-
neut die Schatten von Weimar beschworen. Vor allem ausländische Beobachter 
fragen besorgt, ob das Land im Herzen Europas, in dem sich der Zusammenbruch 
des real existierenden Sozialismus als so folgenreich erwiesen hat, durch die An-
näherung seiner geopolitischen Situation an diejenige vor 1945 veranlaßt werden 
könnte, sich nun wieder politischen Traditionen zuzuwenden, die Deutschland 
und Europa schon einmal in eine beispiellose historische Katastrophe geführt ha-
ben. Aber auch besonnene Kommentatoren der politischen Ereignisse kommen 
um die Feststellung wachsender extremistischer Potentiale nicht umhin. Dies be-
trifft weniger die extreme Linke als die extreme Rechte. 

Zwar besteht mit der SED-Nachfolgepartei PDS vor allem in den neuen Bun-
desländern nach wie vor eine noch immer weit über 100.000 Mitglieder umfas-
sende politische Kraft, die sich auf geistige Väter wie Marx und Lenin beruft. 
Aber der Zusammenbruch des realen Sozialismus in der DDR hat die politischen 
Kräfte der - ehedem an Moskau und Ostberlin orientierten - linksextremen 
Orthodoxie schrumpfen lassen. Dagegen verbuchen rechtsextreme und national-
populistische Protestparteien seit Mitte der achtziger Jahre wachsende Stimmen-
anteile bei Wahlen. Der Einzug einer Partei rechts von der Union in den Deut-
schen Bundestag ist in den Bereich des Möglichen gerückt. Zugleich verzeichnet 
das vereinte Deutschland in den letzten Jahren eine beispiellose Welle ausländer-
feindlicher Gewalt, die von Gruppen jugendlicher Fanatiker mit vielfach rechts-
extremem Hintergrund getragen wird. Die starke Beachtung, die die Medienöf-
fentlichkeitjugendlichen Neonationalsozialisten und Skinheads zu Recht zuwen-
det, verdeckt ein weiterhin hohes Gewaltniveau auf der extremen Linken, wo vor 
allem die Gruppen der "Autonomen" die Aufmerksamkeit der Sicherheitsbehör-
den herausfordern. Besonders in den neuen Bundesländern, wo der Zusammen-
bruch der politischen, sozialen und ökonomischen Ordnung einen Berg an Pro-
blemen aufgehäuft hat, finden rechts- und linksextreme Gewalttäter ein günstiges 
Resonanzfeld. So ist das Thema politischer Extremismus heute wieder von be-
klemmender Aktualität. 

Mit einer Ausnahme (Klaus Motschmann) gehen die Beiträge des Bandes auf 
eine Tagung zurück, die von der Fachgruppe Politikwissenschaft der Gesell-
schaft für Deutschlandforschung im November 1992 an der Universität Bayreuth 
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veranstaltet wurde. Sowohl Praktiker des Verfassungsschutzes als auch Wissen-
schaftler kamen zu Wort. Bei der Auswahl der Themen wurde eine aktualistische 
Schwerpunktbildung bewußt vermieden. Im Gegensatz zu einer Vielzahl öffent-
licher Veranstaltungen, die in den letzten Jahren ausschließlich der extremen 
Rechten gewidmet waren, sollte die ganze Breite antikonstitutioneller und anti-
demokratischer Strömungen erfaßt werden. Der Reigen der Beiträge setzt mit 
dem für die Bundesrepublik Deutschland spezifischen Verfassungskonzept der 
"streitbaren Demokratie" ein, durchläuft das Spektrum der politischen Extreme 
von rechts nach links und findet mit einer Analyse zum Ausländerextremismus 
seinen Abschluß. 

Bayreuth, im März 1994 Der Herausgeber 


